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Vorwort

Wer als Berater bzw. Verteidiger im Steuerstrafverfahren tätig ist, kennt die Unterschiede des Ver-
fahrensablaufs im Unterschied zum „normalen“ steuerrechtlichen Rechtsbehelfsverfahren oder 
zur vermögensstrafrechtlichen Verteidigung. Wir haben uns zum Ziel gesetzt, diese Besonder-
heiten lesbar und klar, offen und unterhaltsam darzustellen. Durch eine besonders plastische Dar-
stellung unserer Praxiserfahrungen wollen wir nicht den Markt der vielen Veröffentlichungen 
zum Steuerstrafrecht ergänzen, sondern – das lag uns am Herzen – für Steuerberater und An-
waltskollegen, vielleicht auch Referendare oder sogar Studenten, eine taugliche Basis zur Vorbe-
reitung zukünftiger oder Überprüfung gegenwärtiger steuerstrafrechtlicher Mandatsbearbeitung 
zusammenstellen.
Es ist kein wissenschaftliches Werk, sondern eine Konfrontation mit grundsätzlichen Überle-
gungen (§ 1) und ausgewählten Standardfällen (§ 2) zum Steuerstrafrecht. Das Steuerrecht, also 
das materielle Recht, fehlt zwangsläufig. Ein Beispiel für die Komplexität des materiellen Steuer-
rechts bietet der beeindruckende Beitrag zum Umsatzsteuerkarussell von Herrn Vors. Richter am 
FG Köln Dr. Fumi.
Wir haben auch weitere Autoren angesprochen, die die kurzweilige Darstellung als Lesebuch ent-
weder in Form eines „Gastkommentars“ oder mit eigenen Einfügungen und Kapiteln fördern. 
Dies ermöglicht, die unterschiedlichen Perspektiven steuerstrafrechtlicher Mandatsbearbeitung 
in einer so lebendigen Form darzustellen, wie sie sich sonst nur in Podiumsdiskussionen ermög-
licht.
Ein herzlicher Dank für die erwähnten „Gastkommentare“ geht an: 

Herrn Vorsitzenden Richter am Finanzgericht Köln, Dr. H.D. Fumi ■

Herrn Professor Dr. Frank Hardtke, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeits- und Steuer- ■

recht
Herrn Rechtsanwalt Thilo Pfordte, Fachanwalt für Strafrecht ■

Frau Steuerberaterin Ellen Ashauer-Moll, Leiterin des Kompetenzzentrums Kapitalvermögen ■

Frau Rechtsanwältin Christine Varga ■

Frau Dipl.-Betriebswirtin (FH) Claudia Rötter ■

Frau Rechtsanwältin Susanne Hierl ■

Herrn Steuerberater Dieter Hild ■

Nicht zuletzt danken wir Herrn Rechtsanwalt Andreas Funk, der uns, die Autoren, zu diesem 
Titel zusammen gebracht und der uns für das sicherlich ungewöhnliche Konzept alle Freiheiten 
erlaubt hat. 
Wenn Sie als Leser auch nur halb so viel Spaß bei der Lektüre entwickeln, wie wir beim Schreiben 
hatten (ein Jahr haben wir gebraucht), dann sollte unser „Konzept“ funktionieren.

Ulrike Müller   Peter Haas
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Praktische Einführung in die § 1 
Steuerstrafverteidigung

A. Der Mandant
Ich halte es für wichtig, sich bei jedem neuen Mandat, und damit immer wieder, mit den nachfol-
gend geschilderten Perspektiven der nachfolgenden Kapitel A – E auseinander zu setzen. Vieles 
davon ist keinesfalls neu und für alle Fach-Kollegen ohnehin selbstverständlich. Einiges hat fach-
übergreifende Aspekte. Eine solche Praxissicht ist unwissenschaft lich und auch nicht allgemein-
gültig. Lesen Sie es trotzdem.
Durchschnittlich sind die Mandanten eines Steuerstrafverfahrens männliche mittelständische 
Unternehmer im Alter zwischen 35 und 65 Jahren. Warum dies so ist, weiß man nicht, es ist aber 
so. Ausnahmen gibt es aber auch hier. Von der 80-jährigen Witwe, die das ererbte Schwarzgeld 
ihres verstorbenen Mannes im Ausland unversteuert fortführt, bis zum 22 jährigen „Start-up“, der 
sein Unternehmen verkauft  hat, um den statistisch noch etwas größeren „Rest“ seines Lebens im 
stark vorgezogenen Ruhestand zu verbringen, dabei aber von einem nicht versteuerten Teil des 
Geldes eine „eiserne Reserve“ anlegt. Die Klientel im Steuerstrafrecht umfasst den Bereich vom 
Kneipier bis zum Vorstandsvorsitzenden börsennotierter Unternehmen. 
Steuerstrafrechtliche Sachverhalte ziehen sich auch bekannter Maßen nicht nur durch alle er-
wähnten Altersgruppen, sondern durch alle Branchen, sozialen Schichten und umfassen alle nur 
denkbaren „Motive“: Geiz, wirtschaft liche Not, Unverständnis des Umgangs des Staates mit Steu-
ereinnahmen, Gier, angelegte Reserven für schlechte Zeiten, die Idee des Sammelns von Mitteln, 
die nicht in die Erbfolge geraten sollen oder auch nicht in die Zugewinnberechnung einer geplan-
ten oder künft ig für möglich gehaltenen Ehe-Scheidung. Oder es gibt Steuerpfl ichtige, die aus 
Enttäuschung oder Wut über tatsächliche oder gefühlte Ungerechtigkeit bei der Behandlung frü-
herer Betriebsprüfungen nun sich die vermeintlichen Vermögensnachteile „auf Ihre Art“ wieder 
ausgleichen wollen. Manche Mandanten „sammeln“ auch gerne, und dabei mit Vorliebe unver-
steuertes Vermögen oder haben schlicht Freude an etwas Verbotenem, das sie mit größtem Ver-
gnügen verstecken und verbergen, um sich an dem Risiko der Entdeckung freudig zu schaudern. 
Ganze Volksgruppen mit „Migrationshintergrund“ empfi nden die Steuer für ebenso „verhand-
lungsfähig“ wie die Preise der Waren, die sie feilbieten. Diese Gruppe der Mandanten wäre regel-
recht enttäuscht, wenn man ihnen den ausgezeichneten Preis ihrer Waren bezahlte; entsprechend 
ist ihr Umgang mit der Steuer (und gelegentlich auch dem Beraterhonorar). Diese Vielfältigkeit 
ist aus meiner Sicht sicherlich ein ganz großer Aspekt, warum Steuerstrafverteidigungen selten 
„langweilig“ werden. Durch mittlerweile alle Branchen, Sachverhalte, Hintergründe, Charakteren 
und Motive setzt sich auch für den Berater ein vielfältiges Gesamtbild von Erfahrungen „hinter 
den Kulissen“ zusammen, das es in kaum einem anderen Rechtsgebiet derart intensiv ausgeprägt 
gibt.
Allen Verfahren gemeinsam ist, dass es selten unschuldige Mandanten trifft  . Die Steuerfahndung 
hat in der Regel einen Teilsachverhalt zuvor ermittelt, der sicher auf eine dann erweiterte Steuer-
hinterziehung hindeutet. Was ermittelt wird, ist Aufgabe des Verfahrens.
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Und dann gibt es tatsächlich unschuldige Mandanten, deren vielleicht grenzwertige Steuergestal-
tung seitens der Betriebsprüfung oder des Finanzamts über die Steuerfahndung in Angriff  ge-
nommen wird, mit viel Leidensdruck für die überraschte und erschrockene Mandantschaft . Oder 
Mandanten, die den Deliktscharakter einer Gestaltung erst nach umfassender Aufk lärung durch 
die Verteidigung erkennen. Oder eine verirrte Steuerfahndung.
Schließlich schmunzeln wir auch schon einmal über Mandanten, die sich eines Delikts schuldig 
fühlen, das sie gar nicht begangen haben, z.B. kleinere „Luxemburg“-Vermögen, deren Zinsein-
künft e die Freibeträge gar nicht überschritten. Ich kenne enttäuschte Personen, die sich jahrlang 
und beinahe stolz für kriminell hielten und deren Unschuld sich erst in einer Beratung einer 
Selbstanzeige oder Amnestie heraus stellte.
Dem Mandanten ist das Verfahren peinlich. Die ermittelnde Steuerfahndung tut auch alles dazu, 
dass die Situation unangenehm wird: Es werden Durchsuchungen zur Unzeit, also Morgens, im 
Privaten, ggfs. bei Dritten, seien es Geschäft spartner, Mitgesellschaft er oder Banken vorgenom-
men. Wenn Untersuchungshaft  dazu kommt, ist es in jedem Fall dahin mit der Gelassenheit, 
selbst bei bis dahin hochgradig gelassenen Charakteren. Diese Stresssituationen werden von der 
Steuerfahndung beabsichtigt und kultiviert, aber dazu später. In jedem Fall ist der Mandant un-
entspannt bis panisch und ebenso peinlich berührt bis emotional aufgelöst. In dieser Situation 
trifft   der Berater den Mandanten an. Gestandene mittelständische Unternehmer, die in ihrem 
Geschäft sleben bislang gewohnt waren, schwierige Situationen analytisch, beherrscht und insbe-
sondere selbst anzugehen, scheitern oft  in dieser Stunde an sich selbst und verlieren den klaren 
Überblick über die Gegebenheiten und es fehlt an Konzepten. Andere wieder schalten auf einen 
vorbereiteten „Plan B“, der selbst kalkuliert wurde für den Fall einer Fahndungsmaßnahme und 
der nicht vorsieht, dass ein Verteidiger seine Pläne „durchkreuzt“. Dieser Mann trifft   auf den 
Verteidiger meist während des laufenden Durchsuchungsverfahrens. Ist der Verteidiger der ei-
gene Steuerberater, kennt man sich langjährig und gut aus Zeiten gemeinsamer laufender Steu-
erberatung. Der Mandant muss hier den Funktionswechsel des Steuerberaters wahrnehmen, der 
vom Gestalter und Berater des laufenden Tagesgeschäft s zum Feuerlöscher migriert und dessen 
Funktionswechsel auch eine i.d.R. veränderte „Ansprache“ zum Mandanten erfordert. Während 
der Mandant in Betriebsprüfungen zuweil den Steuerberater „vorschickt“ und davon ausgeht, „er 
regele das schon“, bedarf es im Steuerstrafverfahren einer Reihe von Mehrleistungen des Beraters 
und auch des Mandanten. Diese „Veränderung“ ist nicht jedem Recht und es bedarf besonderer 
psychologischer Führung des Mandanten.
Der anwaltliche Steuerstrafverteidiger ist selten bis nie der „Hausanwalt“ des Mandanten. Den-
noch wird oft  der „Hausanwalt“ zunächst auf dieses Verfahren angesprochen und empfi ehlt einen 
ihm bekannten spezialisierten Anwalt. Dieser erscheint dann zumeist verspätet zu der Durchsu-
chung, kann auch nicht viel tun und stößt den Mandaten hiermit in seiner Erwartungshaltung vor 
den Kopf. Mandanten wünschen hier, motiviert manchmal durch belletristische Fernsehunterhal-
tung, den Piraten, der säbelschwingend die Steuerfahndung zum Teufel jagt. Eine schwierige Si-
tuation für den Verteidiger, denn Vorstellungen der Mandantschaft  in dieser Phase werden in der 
Regel nicht befriedigt, was schon einmal zu „Anlaufschwierigkeiten“ im Vertrauensverhältnis des 
beginnenden Mandats führt. Oder zu einem Wechsel des Verteidigers schon in der ersten Stunde. 
Oder aus Misstrauen zur Einschaltung weiterer Verteidiger. Dies alles geht dem Mandanten durch 
den Kopf, es sei denn, der Berater kann hier sich, seine Möglichkeiten und die Situation erklären, 
was sich dringend empfi ehlt, dazu unten.
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Der Mandant gehört psychologisch „geknackt“. Das klingt schlimm, ist aber eine Grundlage jeder 
erfolgreichen Verteidigung. Manchen ist von vornherein klar, dass sie dem Verteidiger wie einem 
Beichtvater off en und vertraulich auch alles Üble des Falles off enbaren, damit der Verteidiger keine 
Fehler oder nur unvollständig berichtete Sachverhalte in das Verteidigungskonzept übernimmt. 
Off enbart sich der Mandant, dann wird es leichter. Ist der Mandant aber verschlossen, weil er 
die nach außen bisher vertretene „weiße Weste“ im Beratungsverhältnis fortführen möchte, dann 
wird es schwieriger. Hier ist äußerst sensibel auf den Mandanten einzugehen und zu vermitteln, 
dass bei nur unvollständiger Information oder bei sogar unrichtiger Information die Verteidigung 
von Glück oder Zufall abhängt. Jeder Berater wird mir bestätigen, dass insbesondere die z.T. pa-
thologisch selbstbewussten Mandanten den Makel eines Delikts niemals vor sich und auch nur 
sehr ungern vor dem Verteidiger vertreten und dass ganz besonders intelligente Mandanten – das 
meine ich frei von jeder Ironie – dazu neigen, ihre Verteidigungsstrategie am eigenen Verteidiger 
auszuprobieren; mit dem guten Gefühl, „auf der richtigen Linie“ zu liegen, wenn denn schon der 
Verteidiger als Profi  von der Unschuld oder den Ausfl üchten überzeugt werden konnte. Auch hier 
gilt, die Führung über das Verfahren und den Mandanten zu übernehmen. In Konzernen können 
Sie diese Hoff nung vergessen; daraus folgt viel Leid.
Der Steuerstrafverteidiger ist als verantwortlicher Berater Chef des Verfahrens. Und nicht der 
Mandant. Mandanten mit persönlich großer und überzeugender Aussenwirkung sehen das nicht 
immer ein und stellen den Berater in Frage, telefonieren selbst mit der Steuerfahndung, weichen 
von Absprachen mit dem Verteidiger ab und empfi nden selbst, was und wie sie sich zur Sache 
einlassen. Eine ständige (Ab-) Wertung des Verteidigerhandelns, Kritik, Infragestellungen, un-
sachliche Vergleiche mit anderen Verfahren und Vorhalten von Beratungsempfehlungen anderer, 
z.T. am Biertisch konsultierter Kollegen, zeichnet diese Mandanten aus. Dieses Mandat muss man 
nicht niederlegen, sondern das Ego bzw. die Unsicherheit des Mandanten. Hier ist eine besonders 
ausgeprägte Autorität des Beraters erforderlich, ohne dabei unsympathisch zu werden. Aber der 
„Kutscher bestimmt den Weg“. Eine immer gültige Perspektive des Beraters zum Mandanten. 
Sich in die Perspektive des Mandanten hinein zu versetzen hilft  dabei. Sachverhaltskenntnis erst 
Recht, auch hierzu später. Der Mandant aber, der erwartet, dass ein Mandatsverhältnis eine Ver-
brüderung mit dem Täter und seinem Delikt zur Folge hat, muss in seiner Erwartungshaltung so 
freundlich wie bestimmt korrigiert werden. Ich weiß wie schwierig das manchmal ist, wenn der 
schlitzohrig grinsende Mandant um die moralische Absolution des Beraters buhlt. Und dass es für 
den Berater nicht immer einfach ist, die Bitte mit dem Aufruf um Sachlichkeit zurück zu weisen. 
Der Berater aber, der diese Distanz vermissen lässt, verspielt sich Klarheit, Autorität und damit 
Verteidigungspotential auch gegenüber der Steuerfahndung. Ganz gefährlich.
Gefährliche Mandanten seien an dieser Stelle auch erwähnt. Mandaten, die den Berater für sich 
und eine kriminelle Zielstellung vereinnahmen wollen. Mandanten, die im Präventionsmandat 
oder dem laufenden Strafverfahren eine Hilfestellung zur gegenwärtigen oder sogar zukünft ig ge-
planten Steuerhinterziehung erwarten. Mandanten, deren Charakter nicht zulässt Kompromisse 
zu schließen und die gern auch bei schlecht verlaufendem Verfahren Beschuldigungen gegen den 
Berater formulieren. Mandanten, deren erste Frage auf die Höhe der Berufs-Haft pfl ichtversiche-
rung des Beraters zielt. Mandanten, die unbedingt Beraterhonorar „ohne Quittung“ zahlen möch-
ten, um den Berater persönlich von sich abhängig zu machen und diese Situation wahrscheinlich 
dann bei der ersten Gelegenheit „gewinnbringend“ ausnutzen. Mandanten, die mit zur Presse 
gerichteten V-förmigen Fingerzeichen abgesprochene Verhaltensregeln verletzen. Mandanten, die 
Dienstaufsichtsbeschwerden und Petitionen gegen jede Person der Finanzverwaltung und Steu-
erfahndung in jedem Fall einfordern. Mandanten, die versuchen, die vollständige Arbeits- und 
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Freizeit des Beraters mit ständig wiederholenden Fragestellungen zu torpedieren. Mandanten, 
die leitend in Organisationen eingebunden sind, deren Geschäft sgebahren dahin geht, Angebote 
zu machen, die nicht abgelehnt werden können. Mandanten, die Sie als den achten Berater in 
Folge aufsuchen mit der Hoff nung, endlich jemanden zu fi nden, der den völligen Freispruch in 
der Strafsache und Schadensersatz und Schmerzensgeld verspricht. Und schließlich Mandanten, 
die eine Zahlung des Honorars – vielleicht mit dem Wink besonderer Höhe – von einem Erfolg 
abhängig machen wollen und stetig betonen, wie viele weitere Mandanten sie Ihnen vermitteln 
können. Diese Gruppe zahlt aber nie, das können Sie bestimmt bestätigen. Erfolg ist ein weicher 
Begriff .
Wo wir beim nächsten Th ema sind. Was kostet die Steuerstrafverteidigung richtiger Weise, was 
erwartet der Mandant? Stundensatz? Pauschale? Erfolgshonorar? Die Frage, die auch zum Th ema 
„Der Verteidiger“ aufgegriff en werden könnte, bezieht sich auch auf den Mandanten, der hier oft  
keine Vorstellungen hat.
Die gesetzlichen Gebühren für Rechtsanwälte nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) 
ist für den steuerberatenden Teil des Strafverfahrens (Erfüllung allgemeiner steuerlicher Pfl ichten 
etc.) über § 35 RVG auf die StBGebV verwiesen. Für den strafrechtlichen Teil des Verfahrens ist 
auf die Nrn. 4100 ff . des Vergütungsverzeichnisses zu verweisen, in umfangreichen und schwieri-
gen Strafsachen auch über das OLG auf Antrag nach § 45 RVG zu erhöhen. 
Diese Gebühren gelten für den Pfl ichtverteidiger in Steuerstrafsachen.
Auch der Steuerberater kann gem. § 45 StBGebV die Gebührenansprüche nach dem RVG geltend 
machen.

Allgemein üblich unter Anwälten ist ein Stundenhonorar i.H.v. 150,- € bis 450,- €. 150,- € auf dem 
Lande, der Mandant ist Bäcker, Metzger oder Wirt. 350,- € bis 500,- € die Partnerstunde einer 
renommierten Großkanzlei. Oder mehr. Oder weniger.
Zumeist gibt es den Spezialisten zwischen 250,- € und 400,- €. Alles verhandelbar. Pauschalen ger-
ne für Massen- oder Großverfahren sowie ggfs. für erkennbar zahlreiche Hauptverhandlungstage. 
Der Stundenaufwand für ein komplettes Verfahren liegt immer zwischen 20 und 200 Stunden. 
Mal mehr, mal weniger. Aber man spricht ja eigentlich nicht darüber.
Der Vorschuss ist üblich. Eine Summe, sagen wir zwischen 2.000,- € und 5.000,- €, in ganz großen 
Sachen auch schon mal ein Mehrfaches. Danach kommen i.d.R. Stundenabrechnungen, von de-
nen jeder Berater weiß, wie wenig gut genau für den Mandanten die Zeit der Tätigkeit nachvollzo-
gen werden kann. Eine möglichst präzise Stundenaufstellung mit Leistungsangaben hilft  hier zur 
Vertrauensbildung ebenso wie die Auswahl des richtigen Zeitpunkts einer Zwischenabrechnung, 
die nach erkennbaren und daher i.d.R. gemeinsamen Arbeitsphasen erstellt werden sollte. Und 
beim Verteidiger bitte auch das „Augenmaß“. Wer kennt nicht die Geschichten, in denen ganz 
junge Kollegen einem Mandanten in der höchsten Not nach herzhaft en Verteidigungsverspre-
chen, wilden Erfolgsgeschichten aus früheren Verfahren und haarsträubenden „Strategieempfeh-
lungen“ sechsstellige Pauschalhonorare abgefordert haben, die nach allzu kurzer Zeit und längst 
gekündigtem Mandat von Mandanten in peinlichen Zivilprozessen zurück gefordert werden. Also 
Augenmaß und: Der vergällte Mandant ist ein großer Vervielfältiger seiner Unzufriedenheit. Ab-
solut zu vermeiden. Eine Binsenweisheit. 
Das eingeforderte oder abgerechnete Teil-Honorar sollte daher immer an Ergebnissen festzuma-
chen sein. Ob dies gemeinsame Besprechungen, Recherchen oder Termine mit der Steuerfahn-
dung sind, ist einerlei. In jedem Steuerstrafverfahren gibt es „Arbeitsphasen“, die der Mandant 
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auch erfährt und empfi ndet. Hieran sollte sich eine Zwischenabrechnung und ggfs. ein erneuter 
Vorschuss anknüpfen, der einen konkreten Bezug zur Tätigkeit dokumentiert und die Arbeits-
leistung messbar macht. Zwischenabrechnungen schon deshalb, damit man dem Mandanten die 
Kalkulierbarkeit des Verfahrens erleichtert. Und schließlich, es ist wirklich so: Der Mandant zahlt 
nach dem Verfahren nicht mehr gerne. Und manche überhaupt nicht mehr. 
Ich führe immer ein Erstgespräch ohne Berechnung. Dann erst hat man den ersten, kleinen Über-
blick über den Fall, weiß, ob man ihn übernehmen will und hat einen psychologisch wichtigen 
„Draht“ zum Mandanten aufgebaut und dem Mandanten vermittelt, dass man weiß was man tut. 
Vielleicht waren dann auch schon kleine Weichenstellungen oder Perspektiven auf den Verlauf 
des Verfahrens möglich. In jedem Fall ist erst dann eine vertrauenswürdige Basis für das Hono-
rargespräch gelegt, das sich in die Schlussthemen der ersten Besprechung (Vollmacht, Gestellung 
von Unterlagen, nächster Termin) mit einreiht und wohl selten oder eigentlich nie zu Störmo-
menten bei der Honorarfrage führt. Trotzdem macht das jeder anders.
Bargeld sollte man als Honorar ablehnen, da eine problematische Herkunft  des Geldes (aus der 
Tat erwirtschaft et?) für den Berater am wenigsten ausgeschlossen werden kann und die bekannte 
Geldwäschethematik droht. Zwar besteht Strafb arkeit nach § 261 Abs.1 S. 1 StGB nur bei Ver-
brechenstatbeständen und damit nicht für den Vergehens-Tatbestand der Steuerhinterziehung 
nach § 370 AO (wohl aber andere Vermögensdelikte mit Verbrechensgehalt und damals der irre 
§ 370a AO), das schlichte Risiko uneinheitlicher Rechtsprechung hierzu insbesondere bei „hohen 
Honoraren“ (!?) veranlasst jedoch schon zur besonderen Vorsicht. Schließlich wird sogar in der 
Literatur vertreten, dass selbst Honorarzahlungen durch Banküberweisung Geldwäschetatbestän-
de nicht ausschließen (so: Stree in: Schönke/Schröder, § 261 Rz.14f). 
Der Steuerstrafverteidiger kann noch „Erleichterungen“ bei den Spielregeln des Geldwäsche-Tat-
bestandes in Anspruch nehmen: Nach § 11 Abs.3 GWG ist der Verteidiger nicht verpfl ichtet, sich 
über die Identität des Mandanten zu vergewissern und einer Anzeigepfl icht nachzukommen, über 
die BRAK oder BStbK alle „verdächtigen Finanztransaktionen“ zu melden, die auf eine Geldwä-
schetat hindeuten. Nur: Eine – allerdings fernliegende – Grenze fi ndet diese Befreiung, wenn der 
Mandat die Beratung zum Zwecke der Geldwäsche missbraucht und der Berater dies erkennt.
Wie schwierig der Umgang mit mehreren Mandanten ist, zeigt nicht erst die bekannte Verteidi-
gerbeschränkung auf nur einen Mandanten. Mehrere Mandanten haben in der Regel mehrere 
Verteidiger, auch wenn das nicht immer sinnvoll ist. Hier ist der „Zugang“ zu den anderen Man-
danten und Verteidigern essentiell. Diese Situation wird in dem Kapitel „Der Verteidiger“ noch 
gesondert angesprochen.
Die Familie des Mandanten kann ein ausgesprochen unangenehmer Störfaktor werden. Oft  be-
gleiten Ehegatten den Mandanten zum Mandatsgespräch, dies gilt auch für leitende Mitarbei-
ter, Geschäft sführer etc. Manche Mandanten haben gern einen personellen „Tross“ um sich. Das 
macht keinen Sinn: Ein Mandatsgespräch fi ndet auf einer hoch sensiblen und höchst vertrauli-
chen, persönlichen Ebene statt. Gespräche mit dem Mitarbeiter oder anderen wissenden Perso-
nen können später geführt werden. Diese Personen kommen im Zweifel auch später als Zeuge in 
Betracht. Die Anwesenheit jedweder Person im Mandatsgespräch, die nicht von Berufs wegen 
zur Verschwiegenheit verpfl ichtet ist (Pfarrer und Ärzte scheiden dennoch aus), ist grundsätzlich 
abzulehnen. Auch der Mandant sollte instruiert sein, nicht „brühwarm“ alle Verteidigungsüber-
legungen in einem vertrauten Personenkreis vom Ehegatten über die engsten 50 Freunde bis zum 
Kegelclub zu verbreiten. Das muss manchen Mandanten besonders gesagt werden. Die meisten 
auf diese Weise (aber nett !) ausgeschlossenen Personen hegen ab diesem Zeitpunkt den Verdacht, 
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der Verteidiger hätte etwas vor ihnen zu verheimlichen – und genau das ist der Fall. Oder seine 
Kompetenz halte nicht einer kritischen Würdigung durch die ausgeschlossenen Personen stand. 
Meine persönlichen Misstrauensrekorde habe ich hier in einer Rangliste vor Augen. Nicht veröf-
fentlichungsfähig.

B. Der Verteidiger

Grundsätzliche ÜberlegungenI. 
Der Verteidiger im Strafrecht ist der Rechtsanwalt. Kenntnisse der Strafprozessordnung und häu-
fi g auch Erfahrungen in der Strafverteidigung erleichtern hier den Zugang zum Verfahren. Die 
„klassische“ Verteidigung gebietet dem Beschuldigten Schweigen. Nach vollumfänglicher Akten-
einsicht wird in der strafrechtlichen Hauptverhandlung Entlastung vorgetragen. Dort fi ndet – von 
der Vorbereitung abgesehen – die Strafverteidigung im engeren Sinne statt. Und: Es handelt sich 
um zumeist klar defi nierte Straft atbestände, die dem Verteidiger präzise bekannt sind. Wenngleich 
auch hier der im Steuerstrafrecht übliche „Deal“ erst langsam in die Verfahren Einzug hält.
Der Steuerstrafverteidiger muss zudem mit den Blankett-Straft atbeständen des Steuerrechts vertraut 
sein. Und damit mit dem gesamten Steuerrecht. Die knapp 4.000 Fachanwälte für Steuerrecht sind 
jedoch bei 140.000 Anwälten nur eine kleine Gruppe. Und von 4.000 Fachanwälten schätze ich viel 
weniger als die Hälft e, die überhaupt Steuerstrafverteidigungen bereit sind, anzunehmen. Die Zahl der 
„Nur-Steuerstrafverteidiger“ liegt unter 200 in Deutschland. Man kennt sich. Von den „Nicht-Fachan-
wälten-für-Steuerrecht“ sehe ich noch einige Kollegen, die auch Steuerstrafverteidigungen anbieten. 
Von über 830 Kolleginnen und Kollegen der Arbeitsgemeinschaft  der Fachanwälte für Steuer-
recht, hierbei überwiegend auch Fachanwälte, geben 119 an, ausschließlich oder unter anderem 
im Steuerstrafrecht tätig zu sein. 
Über 40.000 jährlich abgeschlossene, von der Steuerfahndung erledigte Fälle (knapp die Hälft e 
aus Nordrhein-Westfalen !), fast 2 Milliarden bestandskräft ig veranlagte Mehrsteuern aus diesen 
Verfahren, weit über 2.000 Jahre ausgesprochener Jahre an Freiheitsstrafen p.a. und über 70 Mil-
lionen Euro Geldbußen, Geldstrafen und Einstellungsaufl agen nach § 153a StPO, dazu noch bei 
allen Zahlen steigende Tendenzen, zeigen das ungeheure Bedürfnis nach fachlich erstklassiger 
Steuerstrafverteidigung auf. Dagegen ist mir völlig unverständlich, dass junge Kollegen oder auch 
schon Studenten die intensive Beschäft igung mit dem Steuerrecht scheuen. Das ist ein anderes 
Th ema, aber während die Zahl der Steuerfahnder beständig steigt und auch zehntausende von 
Strafanzeigen wegen Leistungsmissbrauch und anderen Vorwürfen von der BfA initiiert werden, 
wächst auch der Bedarf an fachkompetenten Kolleginnen und Kollegen, die den betroff enen Man-
danten beratend und verteidigend zur Verfügung stehen.
Das Tätigkeitsfeld des Rechtsanwalts im Steuerstrafverfahren ist nicht eingeschränkt, höchstens 
durch ihn selbst und das Strafrecht. Der Anwalt darf in jedem Verfahrensschritt tätig werden, 
strafrechtlich von der Präventivberatung bis zur Revisionsverhandlung beim Bundesgerichtshof, 
steuerrechtlich vom Abschluss einer steuerrechtlichen „Tatsächlichen Verständigung“ bis zum 
Revisionsverfahren vor dem Bundesfi nanzhof. 
Strafrechtlich sind hier insbesondere das Akteneinsichtsrecht nach § 147 StPO, das Recht auf 
schrift lichen und mündlichen Verkehr mit dem Beschuldigten, § 148 StPO) und das Anwesen-
heitsrecht bei Vernehmungen (§§ 163 a Abs.3 StPO und 168c StPO) hervorzuheben.

B.
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Aber auch und insbesondere der Steuerberater kann als Verteidiger in Steuerstrafsachen auft reten. 
§ 138 Abs. 1 StPO ermöglicht dem Rechtsanwalt und Rechtslehrer an deutschen Hochschulen unbe-
schränkte Verteidigerrechte, Steuerberatern, Steuerbevollmächtigten, Wirtschaft sprüfern und Ver-
eidigten Buchprüfern nach § 392 Abs.1 AO eingeschränkte Verteidigerrechte. Fach-Kollegen war-
nen hier stets und nicht ganz unberechtigt vor der Besorgnis eigener Befangenheit und eigenem 
strafrechtlichen Risikopotential durch (Mit-)Täterschaft  oder Teilnahme, soweit die Steuererklärun-
gen durch den Berater selbst gefertigt wurden oder dem Strafvorwurf eine steuerliche Beratung des 
Steuerberaters zugrunde lag. Auch kann der Steuerberater in manchen Verfahren dem Mandanten 
besser als Zeuge des Verfahrens, denn als Verteidiger nützlich sein. Schließlich wird stets auf die Ein-
schränkung des § 392 Abs.1 AO hingewiesen, dass die alleinige Verteidigung durch Steuerberater etc. 
nur erfolgen kann, „soweit die Finanzbehörde das Strafverfahren selbständig durchführt“. Dennoch 
kann bei ausreichender Sachkunde und zu erwartender Kenntnis der Pfl ichten des Verteidigers gem. 
§ 138 Abs.2 StPO das Gericht in einer Ermessensentscheidung einen Steuerberater als Verteidiger ge-
nehmigen; besondere Gründe müssen jedoch vorgetragen werden, warum das Interesse das Beschul-
digten an der Verteidigung durch den Steuerberater besteht, wobei der Hinweis auf ein besonderes 
Vertrauensverhältnis hier nicht ausreicht (bei Ablehnung: Beschwerde nach § 304 StPO). 
Der Steuerberater ist in Steuerstrafverfahren stets der erste Ansprechpartner. Er kennt die steu-
erlichen Verhältnisse des Mandaten genau; er ist vertraut mit den steuerlichen Rechtsinstituten. 
Häufi g wird nach kurzer Darstellung einer Gefechtsüberlegenheit seitens der Steuerfahndung eine 
Betriebsprüfungsatmosphäre gesucht und oft  gefunden. Hierin ist der Steuerberater vertraut. Zu 
der fachlichen Vertrautheit kommt zudem eine persönliche Nähe, die dem Mandanten die Ver-
trauensperson des Steuerberater als Verteidiger des Steuerstrafverfahrens aufdrängt. Soweit allein 
der Vorwurf einer Steuerhinterziehung erhoben wird (werden andere Delikte ermittelt, scheidet 
der Steuerberater als Verteidiger aus), und werden die Ermittlungen von der Steuerfahndung und 
nicht vom Staatsanwalt geführt, ist es eine eigene Entscheidung des Steuerberaters, hier als Allein-
verteidiger aufzutreten. Zu den Risiken, s.o..
Dennoch zeigt die Praxis, dass insbesondere in „kleineren Fällen“ stets der Steuerberater die Ver-
teidigung übernimmt. 
In größeren Fällen wird vom Steuerberater regelmäßig ein Steuerstrafverteidiger empfohlen. 
Hier verändert sich die Position des Steuerberaters zunächst nicht, soweit er sich nicht zugleich 
als Verteidiger bestellen lässt. Er steht dem Verteidiger in kollegialer Partnerschaft  bei und kann 
insbesondere aus seinem langjährigen Mandat äußerst nützliche Hinweise geben. Er berechnet 
alle steuerlichen Modellrechnungen für den gedachten Abschluss des Verfahrens und bleibt dem 
Mandanten als ständiger „zweiter“ Ansprechpartner. Mit dem Steuerberater kann der anwaltliche 
Steuerstrafverteidiger steuerrechtliche Überlegungen diskutieren, Strategien besprechen und Er-
fahrungen austauschen. Meine Erfahrung geht dahin, dass Steuerberater noch viele Jahre später 
gern den Kontakt halten und viele sehr angenehme fachliche Beziehungen über das gemeinsame 
Mandat fortgeführt werden. Kritisch wird die Situation dieses Teams, wenn der Mandant unter-
schwellig oder gar off en Vorwürfe gegenüber dem Steuerberater erhebt. Eine allgemeingültige 
Verhaltensweise hierzu habe ich nicht. Nur immer steht fest, dass der Mandant sich nicht erfolg-
reich verteidigen kann, indem er andere Personen diskreditiert. 
Ist der Steuerberater neben dem anwaltlichen Steuerstrafverteidiger ebenfalls als Verteidiger be-
stellt, bildet sich ein Verteidigerteam. Die Funktion des Steuerberaters im Rahmen seines bisheri-
gen Mandats (Buchstellen, Abschlüsse, Steuererklärungen und Beratung) ergänzt sich hier um die 
Tätigkeit der Steuerstrafverteidigung. Diese Doppelfunktion setzt eine veränderte Ansprache des 
Mandanten in Gang, die im obigen Kapital „Der Mandant“ bereits angedeutet wurde.
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So wie auch in anderen Fällen mehrerer Verteidiger (bis zu drei Wahlverteidiger und zusätzlich 
noch ein Pfl ichtverteidiger, § 137 Abs.1 Satz 2 StPO, § 141 StPO) ist die Koordination der ge-
meinsamen Tätigkeit die Hürde des gemeinsamen Verteidigungserfolgs. In wenigen Fällen ist 
die Bestellung mehrerer Verteidiger erforderlich, z.B. in extrem umfangreichen Fällen, in Fällen 
mehrerer fachlich abgegrenzter Spezialgebiete (Zoll, Land- und Forstwirtschaft , Seehandel, be-
sondere Verbrauchsteuern, ausländisches Steuerrecht etc.) oder in Fällen, in denen dutzende von 
Verhandlungstagen anstehen und ohne Mehrfachverteidigung zu befürchten ist, dass ein einziger 
Verteidiger durch die Gefahr von Terminsüberschneidungen oder Krankheit nicht sicher garan-
tieren könnte, den Verlauf des Verfahrens nicht zu behindern.
Ein anderer Fall sinnvoller Mehrfachverteidigung ist strategischer Natur: Das sehr unterschied-
liche Auft reten zweier Verteidiger ermöglicht zum Beispiel geplant über den vorgeschobenen, 
streitbaren „bad-guy“-Verteidiger ein beschleunigtes Einvernehmen der Steuerfahndung mit dem 
persönlich angenehmeren Kollegen. Diese „Verteidiger-Teams“ müssen aber extrem gut aufeinan-
der eingespielt sein und große Erfahrung in der Verhandlungsführung einbringen, um mit einem 
solchen „Konzept“ keinen Schaden anzurichten. Insbesondere macht dies auch nur in wenigen 
Fällen Sinn.
In „normalen“ Steuerstrafverteidigungen, bei denen es auch nicht um strafrechtliche Hauptver-
handlungen geht, würde ein Verteidiger nicht von sich aus anraten, weitere Verteidiger hinzuzu-
ziehen. Es provoziert Missverständnisse, kostet den Mandanten mindestens doppeltes Honorar 
und schnelle und spontane Strategiewechsel sind durch die Schwerfälligkeit der erforderlichen 
Abstimmung gar nicht umzusetzen. Der Ratschlag zur Alleinverteidigung ist daher nicht mit dem 
Vorwurf der fehlenden Teamfähigkeit gleichzusetzen.
Dann die Verteidigung mehrerer Beschuldigter desselben Falles: Ein Verteidiger darf natürlich 
nicht mehrere Beschuldigte verteidigen. Das steht in § 146 StPO aber versteht sich aufgrund von 
Interessenkonfl ikten von selbst. Derselbe Verteidiger darf dann die Beschuldigten nacheinander 
verteidigen, wenn die ersten Verfahren abgeschlossen sind – ein seltener Fall, BGH, NStZ 1994, S. 
500. Man sieht in diesen Fällen vieler Beschuldigter bei größeren Kanzleien ständig die Beauft ra-
gung mehrerer Verteidiger derselben Kanzlei. Das verspricht den Mandanten bessere Koordinie-
rung der Verteidigung, den Kanzleien verspricht es ein mehrfaches Honorar und Reibungsverluste 
bei der Abstimmung mit fremden Kollegen, denn erfahrungsgemäß „führt“ ein Hauptverteidiger 
dieser Kanzlei auch die Fälle der anderen Kanzlei-Kollegen an. Diese Konstellation wird immer 
kritisch bis dramatisch, wenn sich die Interessen der zunächst einvernehmlichen Beschuldigten 
im Verlauf des Verfahrens gegeneinander richten. Manchmal ist auch nur der führende Hauptver-
teidiger tatsächlich eingearbeitet. 
Grenze der Verteidigung ist die Pfl icht des Verteidigers zur Wahrheit. Die vorsätzlich falsche 
Sachverhaltsdarstellung ist für den Verteidiger strafb ar. Zugleich verpfl ichtet sich der Verteidiger, 
alle denkbaren Rechte des Beschuldigten zu wahren und dazu beizutragen, die günstigen Aspekte 
und Umstände des Sachverhalts zu ermitteln und zu pointieren. Der Verteidiger ist „Organ der 
Rechtspfl ege“ gem. § 1 BRAO, hierbei handelt er aber stets einseitig, d.h. parteiisch zu Gunsten 
des Beschuldigten. Daraus resultiert auch das in § 203 Abs.1 Nr.3 StGB strafb ewehrte Verschwie-
genheitsgebot des Verteidigers hinsichtlich aller Tatsachen, die ihm als Verteidiger in Ausübung 
seines Berufs vom Beschuldigten anvertraut wurden. Aus diesem Grunde unterliegen auch die 
Verteidiger-Handakten dem Beschlagnahmeverbot, § 97 StPO. 
Die Wahrheitspfl icht und die parteiische Verteidigertätigkeit, fl ankiert von der Verschwiegen-
heitsverpfl ichtung sind in der Praxis eine immer wieder kritische Position. Überliefert ist hier die 
griffi  ge Formel:
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„Alles, was der Verteidiger sagt, muss wahr sein. Aber er darf nicht alles sagen, was wahr ist“ (zu-
erst wohl von Dahs, Handbuch des Strafverteidigers, 1999, Rz. 44). 
Ein kleines Beispiel schon macht es deutlich: Die Fahndung unterstellt einer Schweizer Gesellschaft , 
die als Provisionsvertreterin für den deutschen Mandanten tätig ist, dass der Mandant hinter dieser 
Schweizer Gesellschaft  selbst steht und durch die Betriebsausgaben, die er in Höhe der Provisionen in 
Deutschland geltend gemacht hat, Steuern hinterzieht. Der Mandant erzählt Ihnen als Verteidiger, 
dass dieser Vorwurf zutrifft  . Später legt er Ihnen einen Brief des vorgeschobenen Schweizer Unter-
nehmensleiters vor, der bestätigt, dass dieser tatsächlich tätig war, die Provisionen erdient hat und 
er alleiniger Aktionär der Gesellschaft  ist und niemand auch nur mittelbar an den Erträgen partizi-
piert. Dieser Brief ist inhaltlich falsch. Ihr Mandant bittet Sie, diesen – wissentlich falschen – Brief im 
Rahmen eines Verteidigerschrift satzes vorzulegen, in dem der Wahrheit zuwider erklärt werden soll, 
dass die Vorwürfe der Steuerfahndung unbegründet sind.
Das wäre Strafvereitelung und strafb ar gem. § 258 StGB. Dieser Fall macht deutlich, dass der 
Mandant häufi g das Vertrauensverhältnis zum Verteidiger als absolut versteht und erwartet, fal-
sche Tatsachen für ihn vorzutragen. Hierauf kann man sich nicht einlassen. Der Mandant fühlt 
sich dann regelmäßig unvollkommen verteidigt. Hier konsequent das Mandat zu beenden, ist in 
der Praxis des Steuerstrafverteidigers eine anspruchsvolle Entscheidung im Rahmen seiner sorg-
fältigen Pfl ichtenabwägung. Dasselbe gilt, wenn wie so oft  der Mandant fragt, wie er sich in der 
bevorstehenden Vernehmung einzulassen habe. Auch hier darf der Verteidiger wiederum nicht zu 
unwahren Aussagen raten. Eine kleine aber wacklige „Brücke“ tut sich hier auf, wenn der Vertei-
diger den Mandaten darüber belehrt, selbst nicht verpfl ichtet zu sein, die Wahrheit vorzutragen, 
wenngleich die Aufdeckung einer durch den Mandanten vorgetragenen Unwahrheit nicht für die 
Bestrafung förderlich sein kann. Den Mandanten zu beeinfl ussen, eine falsche Aussage zu tätigen, 
ist eindeutig Strafvereitelung.
Ein weiterer Fall: Sie beraten den Mandanten und teilen ihm mit, wenn er für Betriebsausgaben, 
deren Abzug von der Fahndung in Frage gestellt wird, noch alte Belege fi ndet, könne er sich entlasten. 
Prompt kommen anderntags diese Belege auf Ihren Schreibtisch. Auch ohne strafrechtliches Feinge-
fühl drängt sich hier auf, dass der Mandant unrichtige Belege über Nacht „hergestellt“ hat. Und nun? 
Reicht es aus, sich vom (je nach Temperament grinsenden bis errötenden) Mandanten – unter Hin-
weis auf Ihre Verteidigerpfl icht, die Unwahrheit nicht vortragen wollen und zu dürfen – versichern 
zu lassen, die Belege seien echt? Ein Grenzfall. 
Wie wird man Steuerstrafverteidiger? Nicht ohne vertieft e Kenntnisse im Steuerrecht einschließ-
lich mehrjähriger Erfahrungen im Betriebsprüfungsbereich. Nichts ohne vertieft e Kenntnisse 
des Strafprozessualen. Auch hier sollten mehrjährige Erfahrungen als Strafverteidiger vorhanden 
sein. Und wenn man an den „Jahren“ noch arbeitet: Auch gut.
Der beste Steuerstrafverteidiger ist der derjenige mit dem richtigen Zugang zu den Beteiligten 
und dabei den meisten Kenntnissen und Erfahrungen: Optimale Strategieentwicklung, höchst 
aufmerksame Beobachtung des Verlaufs des Verfahrens in jeder Verhandlungsstufe, richtige „An-
sprache“ der Steuerfahndung und auch schon des Mandanten, Entwicklung gezielten Vorgehens 
zur Erreichung schneller und günstiger Lösungen, bei Bedarf blitzschnelle Wendungen der Stra-
tegie und erfahrenes Koordinieren der unterschiedlichsten Interessen usw. 
Die Verteidiger teilen sich in meiner Wahrnehmung in die zwei Lager der Persönlichkeiten: Kon-
frontationsverteidiger oder Schlichter. Dem Schlichter wird durch die anderen Verteidigerper-
sönlichkeiten vorschneller Einigungswille und fehlendes Ausreizen abwehrender Maßnahmen 
vorgehalten. Dem Konfrontationsverteidiger wird umgekehrt die unnötige Provokation harter 
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Fahnungsmaßnahmen vorgehalten sowie die Zerstörung eines bestehenden Einigungswillens 
der Steuerfahndung. Wie immer muss sich der Steuerstrafverteidiger einer dieser Positionen ver-
schreiben. Wer aber hier frei nach Goethe nicht zu beiden „Seelen in der Brust“ fähig ist, verliert 
Verteidigungspotential. Der goldene Mittelweg dürft e sich in den allermeisten Fällen anbieten. 
Es reicht schon oft  aus, das Messer der Abwehr aufb litzen zu lassen, um der Fahndung zu verste-
hen zu geben, dass der zahme Weg einer gemeinsamen Erarbeitung von Lösungen hier seitens 
des Verteidigers freiwillig gegangen wird und nicht aus Mangel an Gegenwehr ein Zeichen der 
Schwäche darstellt. Eine sympathische, ruhige, zugleich aber starke und resolute Verteidigerhand 
hat meines Erachtens nie geschadet – wenn auch hier und da eine Korrektur allzu eifriger Fahn-
dungsmaßnahmen erforderlich ist. 
Die Tätigkeit des „Nur“ – Steuerstrafrechtlers ist naturgemäß überregional geprägt. Frankfurt 
am Main ist aus meiner Erfahrung geographische Grenze der Tätigkeit. Man ist im „Süden“ oder 
„Norden“ tätig. Man wird dort empfohlen, wo erfolgreiche Verfahren abgeschlossen wurden; 
man hat „seine“ Mandanten und wird in deren „Kreisen“ weiter gereicht. Dann ist man in enger 
Kooperation mit Steuerberatern, die in das persönliche Netzwerk eingebunden sind. Schließlich 
ist man auch Anwaltskollegen als Spezialist bekannt oder wird aufgrund von Veröff entlichungen 
oder Fachvorträgen auch von bislang fremden Kollegen und Steuerberatern angesprochen. Dass 
zufriedene Mandanten – wie im Anwaltsbereich sonst üblich – Sie unmittelbar weiter empfehlen 
ist aber selten: dem mittelständischen Mandanten ist das Verfahren peinlich und er spricht hier-
über nicht am klassischen „Biertisch“. In Vorstandsetagen börsennotierter Unternehmen werden 
immer dieselben Verteidiger „herumgereicht“. Manche Mandanten stecken auch in leicht oder 
schwer kriminellen „Cliquen“. Dort gehört „der eigene Starverteidiger“ wie der überladene Gold-
schmuck und sehr tief gelegte Autos süddeutschen Fabrikats zum Statussymbol. Diese Art der 
Empfehlung ist sicherlich ein zweischneidiges Schwert – no comment. 
Also man reist ständig durch die Gegend. Ich erinnere mich an die Zeit, in der ich unterbewusst 
stolz auf über 50.000 berufl ich gefahrene Kilometer im Jahr zurückschaute. Ein sehr dummer 
Stolz. Das macht graue Haare und die Ernährung an Autobahnraststätten und das unentspannte 
Dauertelefonieren im Auto verkürzt erkennbar die Lebenserwartung. Gut, man muss „raus“ zu 
den Mandanten, dort „vor Ort“ die Dinge besprechen, s.o.. Reisen mit der Eisenbahn hilft  hier, 
die Kilometer ohne Stress zu bewältigen; nur das Telefonieren im Zug sollte man lassen. Ich muss 
ständig Verteidigergespräche in Zügen mit anhören und man beherrscht sich, dem Kollegen nicht 
auch noch Tipps oder Kommentare zuzurufen.
Die Büroausstattung des Steuerstrafverteidigers besteht neben dem unerlässlichen Schreibtisch 
und einer exzellenten Fach-Bibliothek über das Steuerstrafrecht und das gesamte Steuerrecht zum 
wichtigsten Teil aus dem Telefon. Die Erreichbarkeit ist alles, dennoch kann man sich nicht ver-
doppeln. Eine Mailbox, die den schnellen Rückruf zusichert, ist nur dann von Wert, wenn dieser 
Rückruf tatsächlich und umgehend erfolgt. Dass man nicht immer sofort zum Telefonat bereit 
steht, sieht einem jeder nach. Bleibt aber der Rückruf aus, beginnt sofort der Zweifel des Man-
danten, dessen Fall für ihn als der einzige vor Augen steht und dessen wirtschaft liche und z.T. 
persönliche Existenz dem Verteidigerhandeln anvertraut ist. 
Ein gutes Sekretariat hilft  hier auch nur wenig: Der Mandant möchte den Verteidiger sprechen, 
nicht dessen Sekretariat. 
Ohnehin wird ja wenig geschrieben. Schon mal ein mehr-dutzend-seitiger Schrift satz; zumeist 
aber wenig bis nichts. Die Verteidigertätigkeit spielt in Besprechungen und Telefonaten. Die ty-
pische Arbeitsweise bleibt daher in schmaler Büroorganisation, das empfi nde ich als angenehm. 

26

27



1

1

27

B. Der Verteidiger

Haas

In Großkanzleien, die sich mit vielen Kollegen nur oder auch dem Steuerstrafrecht verschreiben, 
ist dort das Klima schon ganz anders. Statt 50 Fällen werden dort in Teams 500 Fälle im Jahr be-
arbeitet; Aufgabenverteilung, Abteilungsbildung und formalisierte Herangehensweise sind dort 
unumgänglich. Manchmal hilft  es aber dem Mandanten nicht, nur das Erstgespräch mit dem 
Spitzen-Partner zu führen und diesen Namen danach nur noch in der Unterzeichnung der Ho-
norarrechnung zu lesen. Ich will das nicht generalisieren oder gar abwerten, doch ist wohl insbe-
sondere bei mittelständischen Unternehmern als Beschuldigte in Steuerstrafsachen festzustellen, 
dass sie die Alleinbehandlung durch einen Verteidiger in allen Fragestellungen außerordentlich 
schätzen und ein Vertrauensverhältnis erarbeiten, das sich nicht leicht übertragen lässt.
Noch ein Satz zum „Auft ritt“ des Verteidigers: Sicherlich ist man für den Mandaten bis zum Letz-
ten bereit, sich einzubringen und aufzuopfern. Ich stelle immer wieder fest, dass Kollegen regel-
recht eine Show bereithalten, bei der die Gnadenlosigkeit ihrer Einsatzbereitschaft  Regie führt. Be-
merkungen über andere „Mega-Fälle“, an denen man nächtelang zu tun hat, Mandantengespräche 
stets aus Lobbys internationaler Flughäfen, bevorzugt Zürich, ständiges Tippen auf Blackberrys 
auch während intensiver Gespräche und überhaupt die Vermittlung des Eindrucks „zwischen Tür 
und Angel“ zu Hause zu sein, beeindrucken den Mandanten nur kurz. Die Auft ritte mit Chauff eur 
und Oberkasse-Fahrzeugen, deren Motor nicht kalt wird, bei dem Mäntel zu Besprechungen nicht 
ausgezogen werden, weil man schon wieder zum Löschen des nächsten Großbrands abberufen 
wird, sind eine völlig unnötige „Stress-Show“. 
Gut: Nichts gegen schauspielerische Höchstleistungen, insbesondere in maßgebenden Verhand-
lungen mit der Steuerfahndung. Aber es muss überzeugen, um zielführend zu sein – alles andere 
ist zu unterlassen. Das Ego des Verteidigers hat hier nichts zu suchen, was das optimale Ergebnis 
für den Mandanten gefährden könnte. Ich betone das nicht, um es besser zu wissen, sondern 
es beruht auf zahlreichen Eindrücken hyperventilierender Mitverteidiger, die oft  die psychologi-
schen Leitlinien der Besprechungen völlig durcheinander gebracht haben. 
Die Verhaltensrichtlinien sind daher klar: Alles für das Ergebnis, Nichts was es gefährden könnte. 
Die weiße Krawatte in strafrechtlichen Hauptverhandlungen auch dann, wenn die Persönlichkeit 
des Verteidigers Krawatten ablehnt, das geht mir ja sonst auch so. Rasiert sein sollte man auch und 
einen Anzug tragen. Die an dieser Stelle aufstöhnenden Ganz-Frei-Berufl er-Kollegen denken bit-
te daran, dass der Mandant, die Steuerfahndung und insbesondere das Strafgericht dies erwartet. 
Und es ist wirklich nicht überfl üssig, dies hier zu erwähnen. 
Entwickeln Sie in jedem Gespräch stets Ruhe, Überblick, und freundliche Zielführung. Es kann 
ein sehr lockerer Einstieg in wichtige Abschlussgespräche mit der Steuerfahndung „das Eis bre-
chen“. Es kann aber auch lächerlich wirken oder sogar überheblich, das ist tödlich. Der Verteidiger 
muss seine Position ständig refl ektieren, um richtig darzustellen. Aber von aller „Show“ abgese-
hen: In der Sache werden die Positionen gewonnen, ganz selten drum herum. 
Den „Mattula“ will ich noch erwähnen. Sie kennen die Fernsehserie des Anwalts mit dem Pri-
vatdetektiv. Das ist etwas Wunderbares: Wie oft  kommt man selbst nicht dazu, richtig zu recher-
chieren oder zu ermitteln, Dinge aufzuarbeiten, sei es Umlaufvermögen zu zählen, zu messen 
oder zu wiegen, alles Mögliche, was sich aus dem Fall an Fragestellungen ergibt. Auch technische 
Recherchen z.B. im Internet oder sonst wo sind oft  zielführend. Es fehlen Adressen früherer Ar-
beitnehmer, Geschäft spartner oder es bedarf einer Firmenrecherche ausländischer Unternehmen. 
Das kann man nicht selbst, selten der Mandant und hier lohnt sich die Zusammenarbeit mit 
Spezialisten. In welcher Verteidigung, wie intensiv, zu welchen Fragestellungen und mit welchem 
Aufwand bestimmt der Einzelfall. Aber diese „Mattulas“ möchte ich nicht mehr missen. 
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Die Fortbildung des Steuerstrafverteidigers über die Berufserfahrungen hinaus ist noch anzuspre-
chen. 
Zunächst empfi ehlt es sich, steuerstrafrechtliche Fortbildungsveranstaltungen zu besuchen. Dort 
werden die jährlich aktuellen Th emenschwerpunkte von führenden Persönlichkeiten des Faches 
vorgetragen. Im übrigen trifft   man sich als Fachkollege und hält alte Kontakte aufrecht, neue kom-
men hinzu. Die Veranstaltungen werden alle ausreichend beworben, die 3 „großen“ Tagungen 
verschiedener Veranstalter, die in Berlin, Düsseldorf und Köln spielen, sind immer gut besucht 
und bieten sicherlich das beste Forum, Netzwerke aufzubauen oder zu pfl egen. Die maßgeblichen 
Zeitschrift en im Steuerstrafrecht sind ebenfalls bekannt. Die „wistra“ und die „Praxis Steuerstraf-
recht“. Aufgrund der sehr unterschiedlichen Konzeption lohnen sich beide, die zweite eignet sich 
auch zur Einarbeitung in das Fachgebiet. 
Dann scheiden sich die Geister bei der Frage steuerrechtlicher Fortbildung. Hier kann man ufer-
los lesen und Tagungen besuchen. Was tatsächlich erforderlich ist, beschränkt sich sicherlich 
nicht auf das Basiswissen. Die 2 großen Fortbildungsveranstalter sind ebenfalls bekannt. Ich emp-
fehle, sich alle Werbungen zum Steuerrecht senden zu lassen und aufmerksam die Th emen und 
Gliederungen zu lesen. Dort kann man stichwortartig überprüfen, ob man in allen wesentlichen 
Bereichen „à jour“ ist, oder nicht. Ermittlungsverfahren wegen Steuerhinterziehung beziehen sich 
mindestens 2-3 Jahre zurück, meist mehr. Das hält einige Kollegen davon ab, hier aktuell nachzu-
arbeiten. Das wird irgendwann zu einem Problem. 
Um Prüfungsschwerpunkte der Gegenwart und nahen Zukunft  vorher sehen zu können, sollte 
man auch auf die Lektüre des Fortbildungsprogramms der Bundesfi nanzakademie nicht verzich-
ten. Dieses Fortbildungsorgan für Steuerbeamte zeigt wichtige Prüfungsschwerpunkte auf, die 
zukünft ig mit Sicherheit in Steuerstrafsachen aktuell werden. Internationale Verrechnungspreise, 
Gemeinnützigkeitsrecht, elektronische Betriebsprüfung und speziell die SAP-Programme stehen 
zur Zeit auf der „Speisekarte“.
Ich möchte dazu raten, alle erledigten Fälle nachzuarbeiten. Stichwortartige Skizzen des Sachver-
halts, des „Problems“, der steuerrechtlichen und strafrechtlichen Fragestellungen erleichtern die 
Rückschau zu späterer Zeit. Wer sein persönliches Tagebuch der bearbeiteten Steuerstrafsachen 
schreibt, sollte dieses mindestens einmal jährlich nachlesen. Vieles vergisst man sonst; Fehler 
brauchen sich dann in zukünft igen Verfahren nicht zu wiederholen und Wege und Umwege der 
Verteidigung sind stets präsent um im nächsten Fall als Erfahrung dienlich zu sein. 
Darüber hinaus empfehle ich eine Aufzeichnung, in der alle Organisationsstrukturen nachgear-
beitet werden, also Fahnder, Mandantenquerbezüge, Steuerberater, etc.. 
Von wem das Mandat kam, welche Fahnder tätig waren, welche Steuerberater – das alles mit 
Adressen, Telefonnummern etc. Das versetzt Sie in die Lage, in zukünft igen Fällen Beteiligte so-
fort darauf anzusprechen, bereits zuvor einen Fall verhandelt zu haben. Eine große Hilfe für den 
„Einstieg“. Zudem eine kleine Chance, in „ruhigeren Zeiten“ Kontakt zu den beteiligten Steuer-
beratern zu suchen, um ein immer nützliches austauschendes Fachgespräch zu führen und den 
Kontakt zu halten. Mit Weihnachtskarten ist dieser Eff ekt nicht zu erreichen.
Nach dem Fall sollten Sie also immer den Gang des Verfahrens rekapitulieren. Alle Eckpunkte, 
Wendepunkte, Rückschläge, Erfolge. Lernen Sie am Verlauf des eigenen Falles. Analysieren Sie 
die Gründe für obige Einschätzungen. Jede Akte sollte mit einer derartigen Betrachtung enden. 
Diese Betrachtungen sind Ihr Fundament des nächsten Falles. Auch wenn sich fast nichts in glei-
cher Weise wiederholt: Diese Erfahrungen und deren Verwertung sind ein wichtiger Teil Ihrer 
Kompetenz.
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Schließlich noch ein ambitionierter Tipp: Die regelmäßigen Quellen neuer Verfahren gehen zu-
rück auf Steuerberater und Kollegen, mit denen Sie zusammen arbeiten, die Ihnen größere Steuer-
strafsachen antragen, kleinere vielleicht selbst bearbeiten. Ich kooperiere gern und erfolgreich mit 
Steuerberatern und Kollegen, wobei diese anrufen, um eine Strategie eines Verfahrens zu bespre-
chen, das sie selbst bearbeiten. Diese Gespräche führe ich selbstverständlich ohne Honorar. Der 
Eff ekt ist nicht allein die damit verbundene Akquisition, sondern auch der Erfahrungsaustausch. 
Ihre Fall – Erfahrungen vervielfältigen sich hierdurch. Nicht zuletzt erhalten Sie dadurch einen 
viel größeren Überblick über gegenwärtige oder beginnende Massenverfahren. Sehr nützlich ist 
hierbei auch das aktive Unterhalten eines Austauschs mit Fach-Kollegen, die Sie aus gemeinsamen 
Mandaten kennen oder auf Tagungen treff en.
Nachfolgender Abschnitt über die Verantwortlichkeit der steuerlichen Berater wurde von Herrn 
Prof. Dr. Frank Hardtke, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Steuerrecht und Arbeitsrecht gestaltet.

Verantwortlichkeit der steuerlichen BeraterII. 

Erklärungspfl ichten1. 
Den steuerlichen Berater treff en keine originären gesetzlichen Erklärungspfl ichten. Er wird viel-
mehr für den Erklärungspfl ichtigen bei der Vorbereitung von dessen Erklärung tätig. Gerade 
durch seine vorbereitende Tätigkeit kann der steuerliche Berater einen für eine Steuerhinter-
ziehung eines Mandanten kausalen Beitrag leisten, der als Beihilfe nach § 27 StGB strafb ar sein 
kann.

Fall:  >
Steuerberater S bereitet nach bestem Wissen und Gewissen alle Daten auf, die für die Steuererklärung nötig sind. Die 

Anlage über die Einkünfte aus Kapitalvermögen füllt er nicht aus, weil sein Mandant ihm die entsprechenden Beträge 

nicht zur Verfügung stellt. Sodann übersendet S die vorbereitete Steuererklärung seinem Mandanten, wobei er konkret 

damit rechnet, dass dieser bei den Einkünften aus Kapitalvermögen unrichtige Werte eintragen wird.

Lösungshinweis: $
Ohne die Erstellung der sonstigen Daten der Steuererklärung wäre es zu einer solchen Haupttat nicht gekommen. Das 

Verhalten des S ist also ursächlich für die unrichtige Einkommensteuererklärung.

Andererseits ließe sich folgende Überlegung anstellen: Hätte der S nicht zumindest diese (korrekten) Teile der Steuerer-

klärung geliefert, wäre es zu einer Steuererklärung gar nicht gekommen, denn man darf nicht hinzu denken, dass dann 

die Teile vom Mandanten – korrekt oder inkorrekt – ergänzt worden wären. Es hätte dann eine Steuerhinterziehung 

(durch Unterlassen) vorgelegen, an der S nicht beteiligt gewesen wäre und die sich nicht nur auf die Einkünfte aus Kapi-

talvermögen bezogen hätte.

Nach einer Entscheidung des OLG Stuttgart zur Beihilfe beim Betrug kann dies erhebliche Relevanz haben. Der Leitsatz 

der Entscheidung lautet:

„Vermag der Rechtsrat eines Anwalts allenfalls zu einer Verringerung, nicht aber zu einer Steigerung der Wahrscheinlichkeit 
oder Höhe eines etwaigen Betrugsschadens bei Kunden des Klienten beizutragen, so liegt darin keine Beihilfe zum Betrug.“ 
(OLG Stuttgart, NJW 1979, 2573 m. Anm. Joecks JA 1980, 127).
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Auf den vorliegenden Fall übertragen: Die Mitwirkung des Steuerberaters sichert zumindest, dass 
die anderen Einkunft sarten in zutreff ender Höhe erfasst und besteuert werden. Dabei kann es 
m.E. nicht darauf ankommen, ob sich der Beraterstempel neben der Unterschrift  des Mandanten 
in der Steuererklärung befi ndet.
Im Übrigen sind die Grenzen fl ießend und wenig geklärt; eine Tendenz geht dahin, auch auf den 
Beratungsvertrag zwischen Steuerberater und Mandant abzustellen (vgl. OLG Karlsruhe wistra 
1986, 189; Kohlmann § 370 Rdn. 16.5). Die Entscheidung des BGH zu den Bankenfällen (BGH 
wistra 2000, 340) spricht dafür, jedenfalls bei positiver Kenntnis vom Vorgehen des Mandanten 
Beihilfe zu bejahen. Bei nur bedingtem Vorsatz kommt es dann darauf an, ob sich der Berater die 
Förderung des fremden deliktischen Tuns „angelegen sein ließ”, ob das Risiko strafb aren Verhaltens 
vom Gehilfen erkannt derart hoch war, dass die Hilfeleistung sich als Solidarisierung darstellt.

Berichtigungspfl ichten2. 
Der Steuerberater ist – von Ausnahmefällen (§ 35 AO) abgesehen – nicht unmittelbar dem Fi-
nanzamt gegenüber verpfl ichtet (aM Brenner StuW 1982, 113). Seine Verpfl ichtungen entsprin-
gen als mittelbare aus dem Steuerberatungsvertrag mit dem Mandanten. 
So besteht seine Pfl icht in Fällen, in denen sich 

nach Abgabe der Erklärung, aber vor Veranlagung,  ■

nach Veranlagung, aber vor Eintritt der Festsetzungsfrist, ■

nach Herabsetzung von Vorauszahlungen, aber vor Abgabe der Erklärung ■

herausstellt, dass die zugrunde gelegten Daten unrichtig sind, zunächst einmal darin, seinen 
Mandanten entsprechend zu informieren. Eine Verletzung dieser Verpfl ichtung hat zunächst nur 
zivilrechtliche Konsequenzen, weil sie sich als Verletzung des Beratungsvertrages darstellt und 
Schadensersatzansprüche auslösen kann.
Daneben stellt sich selbstverständlich auch die Frage, inwiefern sich eine Verletzung dieser manda-
tsinternen Verpfl ichtung zur Information des Mandanten als strafrechtlich relevantes Verhalten dar-
stellen kann. Außerdem ist es denkbar, dass sich Handlungspfl ichten, die sich unmittelbar auf eine 
Aktion gegenüber der Finanzverwaltung erstrecken, aus § 153 AO sowie aus § 13 StGB ergeben.

§ 13 StGB regelt die sog. „Begehung durch Unterlassung“. Danach wird wie ein Begehungstä- ■

ter bestraft , wer – obwohl eine konkrete Rechtspfl icht zum Handeln besteht – den drohenden 
Erfolg nicht verhindert.
§ 153 AO erfasst den Fall, dass jemand (unvorsätzlich) unrichtige Angaben macht und die Un- ■

richtigkeit seiner Angaben vor Ablauf der Festsetzungsfrist erkennt. Dies bedeutet zunächst, 
dass § 153 AO nicht einschlägig ist, wenn die unrichtigen Angaben vorsätzlich gemacht wurden 
(Hardtke, Steuerhinterziehung durch verdeckte Gewinnausschüttung, 1995, S. 35 ff . mwN).

Nach einer Entscheidung des OLG Koblenz vom 15.12.1982 (wistra 1983, 270) traf die Berich-
tigungspfl icht nach § 153 Abs. 1 Nr. 1 AO nicht nur den Steuerpfl ichtigen selbst, sondern auch 
denjenigen, der i.S.d. § 378 AO dessen steuerliche Angelegenheiten wahrgenommen hat. Dem-
entsprechend hat das OLG die Verurteilung eines Steuerberaters wegen leichtfertiger Steuerver-
kürzung bestätigt. Diese Entscheidung ist überaus problematisch. Sie verkennt, dass der Steuerbe-
rater nach § 203 StGB dem Mandanten zur Verschwiegenheit verpfl ichtet ist. Folgte man der Auf-
fassung des OLG Koblenz, befände sich der Steuerberater in einer Pfl ichtenkollision: Einerseits 
müsste er gegenüber dem Mandanten die Verschwiegenheitspfl icht wahren, andererseits müsste 
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er durch eine Berichtigung die Festsetzung der korrekten Steuer ermöglichen. Warum in diesem 
Fall dem Interesse des Fiskus an einem zutreff enden Steueraufk ommen der Vorrang zukommen 
soll, erläutert das OLG nicht.
Der BGH hat mit Beschluss vom 20.12.1995 (wistra 1996, 184) entschieden, dass den Steuerbe-
rater keine Rechtspfl icht zur Berichtigung aus § 153 AO trifft  . Bei nachträglicher Feststellung 
einer Steuerhinterziehung ist der Steuerberater aus dem Mandatsverhältnis heraus gehalten, sein 
Wissen für sich zu behalten, er habe keine Garantenstellung und mache sich deshalb nicht der 
Beihilfe strafb ar.
Off en bleiben zwei weitere Fälle, zu denen der Bundesgerichtshof wenig oder nichts sagt.

Unterzeichnung der Steuererklärung durch den Beratera) 
Vom BGH angesprochen, aber nicht geklärt wird die Situation, dass die Steuererklärung vom 
Steuerberater unterzeichnet worden ist. Für solche Fälle wollen Tipke/Kruse (§ 153 Rdn. 1a) eine 
Berichtigungspfl icht des Steuerberaters annehmen. Der BGH lässt diese Frage dahingestellt. In 
der Tat betrifft   schon vom Wortlaut her § 153 Abs. 1 Nr. 1 AO nur einen Steuerpfl ichtigen (vgl. 
Achenbach, Stbg 1996, 202; Joecks InfStW 1997, 21 ff .). Der Begriff  des Steuerpfl ichtigen ist in 
§ 33 AO defi niert; dem Begriff  unterfallen auch der gesetzliche Vertreter i.S. des § 34 AO sowie 
der Verfügungsberechtigte i.S. des § 35 AO. Für den Steuerberater kommt insoweit eine Berich-
tigungspfl icht in den Fällen in Betracht, in denen er im Rahmen des Mandatsverhältnisses eine 
Position erreicht hat, die dem § 35 AO genügt. Nach § 35 AO hat die Pfl ichten eines gesetzli-
chen Vertreters auch derjenige, der als Verfügungsberechtigter im eigenen oder fremden Namen 
auft ritt. Diese Pfl icht reicht soweit, wie der Verfügungsberechtigte sie rechtlich und tatsächlich 
erfüllen kann. Anders als zu § 108 RAO ist nicht entscheidend, ob jemand zu einer bestimmten 
Verhaltensweise bevollmächtigt worden ist, sondern allein die Verfügungsberechtigung relevant.

Eigene Fehler des Beratersb) 
Noch nicht geklärt ist damit aber, ob sich der Fall nicht anders darstellt, wenn der Steuerberater 
fahrlässig oder gar grob fahrlässig (leichtfertig) verkannt hat, dass die Angaben des Mandanten 
bewusst oder unbewusst falsch waren, oder der Berater korrekte Angaben des Mandanten pfl icht-
widrig unrichtig umgesetzt hat. 
Strafrechtlich kennt man eine Garantenstellung aus vorangegangenem gefährdendem Tun. Her-
kömmlich wird gesagt, dass jemand, der (pfl ichtwidrig) einen Kausalverlauf in Gang gesetzt hat, 
diesen überwachen muss. Wer fahrlässig mit seinem Pkw einen Radfahrer anfährt, muss diesen 
ärztlich versorgen lassen. Tut er dies wissentlich nicht, macht er sich – neben der bereits ver-
wirklichten fahrlässigen Körperverletzung – der vorsätzlichen Körperverletzung oder gar des ver-
suchten oder vollendeten Totschlags durch Unterlassen schuldig. Insofern liegt es nicht fern, im 
Rahmen der Steuerberatung wie folgt zu argumentieren:

Der Steuerberater hat seine Pfl ichten verletzt, als er die Vorgaben des Mandanten übernahm. ■

Er hat dafür einzustehen, dass die sich daraus ergebenden Risiken sich nicht realisieren oder  ■

realisierte Risiken rückabgewickelt werden.
Insofern wäre denkbar, dass der Steuerberater sich über § 13 StGB einer Steuerhinterziehung 
durch Unterlassen schuldig macht, wenn er nach dem Erkennen des eigenen (Übernahme-)Feh-
lers eine Unterrichtung der Finanzverwaltung unterlässt.
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